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Bonn, den 18. Dezember 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Maßnahmen gegen die Verunreinigung von Ge- 
wässern im Gebiet der Bundesrepublik 

Bezug: Kleine Anfrage 127 der Abgeordneten Jacobs 
und Genossen 

- Drucksache 957 - 


Die Anfrage beehre ich mich, im Benehmen mit den Herren Bun- 
desministern für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, des Innern 
und für Verkehr wie folgt zu beantworten: 

Die möglichen Folgen der Verunreinigung des Grundwassers und 
der Wasserläufe Nims, Prüm, Sauer und Mosel durch das Auslaufen 
von Flugzeugtreibstoff infolge Zerstörung eines Behälters durch 
Explosion am 23. September 1954 in Niedersteden bei Bitburg 
sind durch die zuständigen Behörden unter Hinzuziehung von 
Gutachtern eingehend untersucht worden. 

Das Ergebnis der vorliegenden Berichte kann wie folgt zusammen- 
gefaßt werden: 

Dem Zusammenwirken einer Reihe von günstigen Bedingungen ist 
es zu verdanken, daß die Folgen der Treibstoffexplosion sich nicht 
so nachhaltig auf die Oberflächengewässer ausgewirkt haben, wie 
dies zunächst angenommen werden mußte. Es ist auch nicht genau 
festzustellen gewesen, welche Treibstoffmengen tatsächlich abgeflossen 
sind. Die Mehrzahl der Stellungnahmen kommt zu dem Ergebnis, 
daß von der Behälterfüllung von ca. 1200 cbm etwa 200 bis 
250 cbm ausgelaufen sind. 

Der in die Vorfluter Nims, Prüm und Sauer zur Mosel abgelaufene 
Anteil wird schätzungsweise 150 bis 200 cbm betragen haben. 

Die Wasserläufe führten um den 23. /24. September 1954 Hoch- 
wasser bei großen Strömungsgeschwindigkeiten. Das dürfte der 
wesentliche Grund dafür sein, daß die schädliche Wirkung dieser 
Treibstoffmenge verhältnismäßig gering war. 
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Die Nims hat ohne Zweifel in biologischer Hinsicht streckenweise 
erheblichen Schaden erlitten; ihr Fischbestand dürfte auf absehbare 
Zeit gefährdet sein. Entsprechende Untersuchungen werden durch- 
geführt. 

Schäden für die Trinkwasserversorgung konnten nicht festgestellt 
werden. Zur Feststellung etwaiger Verunreinigung des Grund- 
wassers sind Probebohrungen durchgeführt worden. Es wird län- 
gerer Beobachtung bedürfen, um Klarheit über eine etwaige Ver- 
unreinigung des sehr langsam fließenden Grundwasserstromes zu 
bekommen. 

Wie bereits in der Antwort - Drucksache 882 - auf die Kleine 
Anfrage 115 der Fraktion der SPD - Drucksache 846 - ausgeführt 
worden ist, besteht für die alliierten Behörden für die Dauer der 
Geltung des Besatzungsstatuts keine rechtliche Verpflichtung, bei 
der Errichtung oder Benutzung militärischer Anlagen die bestehenden 
deutschen Sicherheits Vorschriften zu beachten. Bei der Neuerstellung 
von Besatzungsbauten wird jedoch von den dabei beteiligten deut- 
schen Dienststellen jeweils auf die Einhaltung der deutschen Vor- 
schriften hingewirkt, vor allem soweit sie den Schutz des Wassers 
betreffen. Nach Aufhebung des Besatzungsstatuts sind auf Grund 
des Artikels 21 des Truppenvertrages zum Deutschlandvertrag die 
alliierten Streitkräfte gehalten, die deutschen Vorschriften auf den 
Gebieten der öffentlichen Gesundheit und Sicherheit zu befolgen. 


Dr. Erhard 



